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Großbritanniens Einstellung zur EWG
Dr. George Abrahamson, London

In der britisdien Einstellung zur Europäischen W irt- 
schaftsgemeinsdiaft hat sich im letzten Jah r ein 

bem erkenswerter W andel vollzogen. S tellten früher 
die Politiker die eifrigsten Verfechter der Einheit 
Europas, während Industrie und Landwirtschaft auf 
ihre Pläne und Vorschläge mit M ißtrauen und offener 
Ablehnung reagierten, so findet inan heute in der 
britischen Geschäftswelt eine viel positivere Haltung, 
wohingegen amtliche Stellen jetzt Zurückhaltung 
üben und vor übertriebenen Hoffnungen warnen. Das 
Paradox dieses Frontenwechsels ist indessen leicht zu 
erklären. Die Schwierigkeiten auf der politischen 
Ebene treten  schroffer und klarer zutage, während 
die wirtschaftlichen Nachteile eines Zusammenwir­
kens mit der Gemeinschaft im Lichte sorgfältiger, auf 
praktischer Erfahrung fußender Untersuchungen mil­
der erscheinen als ursprünglich befürchtet. Der schnell 

> wachsende Gemeinsame M arkt erweist sich als große 
Attraktion gerade für die aktivsten und leistungs­
fähigsten Industriezweige Großbritanniens; aber auch 
weniger günstig fundierte W irtschaftszweige begin­
nen eine Verbindung mit der Gemeinschaft als früher 
oder später unvermeidlich zu akzeptieren.

Gespräche a u f d er  politischen  Ebene drängen

Gleichzeitig setzt sich in politischen Kreisen die Mei­
nung durch, daß die Zeit zu Verhandlungen drängt. 
Die Ministertreffen der Europäischen W irtschafts­
gemeinschaft in Paris und der Freihandelsvereinigung 
in Genf Mitte Februar — nach Macmillans Besuch bei 
de Gaulle und vor Dr. Adenauers Gesprächen in Lon­
don — haben die Situation zumindest präzisiert. 
Britisch-französische Sachverständigengespräche über 
Wege, die W irtschaftsgemeinschaft mit der Freihan­
delsvereinigung in Verbindung zu bringen, folgten 
Ende Februar den separaten Besprechungen mit deut­
schen und italienischen Experten. Sie w aren die 
ersten derartigen Zusammenkünfte seit dem Bruch im 
Jahr 1958. London h a t sich auch in W ashington ver­
gewissert, daß Präsident Kennedy seinen Einfluß zu­
gunsten einer Beseitigung wirtschaftlicher Rivalitäten 
und ihrer politischen Rückstöße geltend machen will, 
und ist von seinen Partnern im Commonwealth und 
in der Freihandelszone ebenfalls ermutigt worden, 
mit der Wirtschaftsgemeinschaft Kontakt zu suchen. 
Der Wunsch, eine Brücke zwischen den beiden west­
europäischen W irtschaftsgruppen zu schlagen, w ar in 
England immer vorhanden, aber das Terrain ist jetzt 
so gründlich sondiert worden, daß eine britische 
Initiative wirkliche Chancen bietet.

Eine realistischere B eurteilung d e r  Z o llsitua tion

Bevor die in England untersuchten Lösungen geprüft 
werden, ist es nützlich, che Situation so zu betrach­
ten, wie sie sich britischen Beobachtern heute dar­
stellt, denn ihre ursprünglichen Befürchtungen hin­
sichtlich des Gemeinsamen M arkts haben einer reali­

stischeren Beurteilung Platz gemacht. Der Handel mit 
den Ländern der W irtschaftsgemeinschaft w ar für 
Großbritannien mit seinen weltweiten Interessen nie 
so wichtig wie für kontinentale Staaten. Ein nicht 
unwesentlicher Teil des britischen Exports nach dem 
Gemeinsamen M arkt ist zudem Zollveränderungen 
gegenüber unempfindlich, so daß die Zollvergünsti­
gungen innerhalb des M arkts einstweilen für bri­
tische Firmen • eher ein Anlaß zu Ärgernis als zu 
ernsten Befürchtungen sind. Man hört allerdings, daß 
sich die Zollbenachteiligüng in manchen Branchen 
stärker auswirken wird, wenn sie Ende dieses Jahres 
w eiter vorangetrieben wird. Ebenso wird eine Erhö­
hung der Außenzölle in den M itgliedstaaten der W irt­
schaftsgemeinschaft, deren Sätze unter denen des ge­
planten gemeinsamen Außenzolltarifs liegen, mit Ruhe 
erwartet. Da das Niveau der britischen Schutzzölle 
im großen und ganzen etwa dem für den Gemein­
samen M arkt vorgesehenen Außentarif entspricht, 
können tatsächlich gegen dessen Höhe von britischer 
Seite kaum Bedenken geltend gemacht werden. Es 
wird auch anerkannt, daß mancherlei Konzessionen, 
vor allem auch die Liberalisierung der französischen 
Einfuhr, das Geschäft mit Ländern des Gemeinsamen 
M arkts leichter machen, als man noch vor einem Jah r 
zu hoffen wagte.

D ie A n zieh u n gskraft des g rößeren  M arktes

W enn also die V eränderungen in  den Einfuhrzöllen 
und -quoten in der W irtschaftsgemeinschaft keine Un­
ruhe verursachen, so stellen britische Exporteure an­
dererseits fest, daß sich die Imponderabilien stärker 
als erw artet gegen sie auswirken. Von der Idee der 
Wirtschaftsgemeinschaft geht eine dynamische Kraft 
aus, die der Freihandelsvereinigung — vorläufig 
jedenfalls — fehlt. Die Möglichkeiten der Großraum­
wirtschaft werden von den Firmen im Gemeinsamen 
M arkt mit Begeisterung wahrgenommen, wohin- 

• gegen die außenliegenden Teile der Freihandelszone 
bei der britischen Industrie noch immer wenig Be­
achtung finden. Britische Firmen haben das Gefühl, 
daß Geschäftsfreunde in der W irtschaftsgemeinschaft 
sie jetzt als Außenseiter betrachten, während die Frei­
handelspartner ih re eigene Organisation oft nur als 
Provisorium behandeln und, ebenso wie Großbritan­
nien selbst, keine psychologischen Schranken zwischen 
den beiden westeuropäischen W irtschaftsgruppen auf- 
kommen lassen möchten.

Obwohl die Freihandelsvereinigung bei Zollsenkun­
gen und anderen Maßnahmen mit der W irtschafts­
gemeinschaft absichtlich Schritt hält, dehnen sich die 
Handelsbeziehungen britischer Firmen mit Skandina­
vien und den anderen Partnern durchaus nicht schneller 
aus als mit dem Gemeinsamen Markt. Der schnelle 
Aufschwung innerhalb der Wirtschaftsgemeinschaft, 
vor allem die anhaltende Hochkonjunktur in  Deutsch­
land und die rasche Erholung in Frankreich seit der
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H a n s e a t i s c h e r  A f r i k a  D i e n s t
» Gem einschaftsdienst d er  R eedereien

H . M .  G E H R C K E N S  H A M B U R G  F R A N Z  L  N I M T Z  H A M B U R G
R egelm äßige Fracht- und Passage-G elegenheit

VON H A M B U R G / B R E M E N  NACH WESTAFRI KA

W ährungsreform, w irken sidi audi für britisdie Fir­
men so positiv aus, daß sie meist die Gefahren der 
Abkapselung zweier W irtsdiaftsblödce ignorieren. Aus 
diesem Grund gibt es audi in der britisdien W irtsdiaft 
keine „öffentlidie Meinung", die etwa die Regierung 
in ihrer Politik gegenüber der W irtsdiaftsgem ein­
sdiaft .beeinflussen könnte. W eitsiditige Beobaditer 
sehen aber gerade in dein sdm ellen W adistum  des 
Gemeinsamen M arkts unter den obwaltenden Umstän­
den eine besondere Gefahr, weil britisdie Firmen dort 
angesidits der allmählich zunehmenden Diskriminie­
rung gegen sie n id it langfristig operieren können. Ein 
englisdier Automobilfabrikant z. E., dessen Erzeug­
nisse w eiter Einfuhrquoten und -Zöllen unterliegen, 
kann keinen so großzügigen Kundendienst bieten wie 
ein kontinentaler Konkurrent, der sidi auf einen Mas­
senmarkt frei von jedweden Besdiränkungen vor­
bereitet.

D ie agrarpolitische Seite

Audi in der britisdien Landwirtsdiaft haben sidi die 
A nsiditen über den Gemeinsamen M arkt beträditlid i 
geändert. Man sieht heute den nötigen Sdiutz der hei­
misdien Agrarproduktion und die Form, in der er ge­
w ährt wird, n id it mehr als das größte Problem an. 
Da den heim isdien Erzeugern für ihre w iditigsten Pro­
dukte angemessene Preise von Staats wegen garan­
tiert werden, könnten Einfuhrerleiditerungen zwar den 
V erbraudierpreis senken und die Staatskasse durdi 
erhöhte Ausgleidiszahlungen an die heimisdie Land­
w irtsdiaft belasten, aber die Agrarproduktion nur auf 
Spezialgebieten beeinträditigen. In diesen sind aber 
andere europäisdie Länder audi an  Preisstabilität 
interessiert und deshalb verm utlidi entspredienden 
Abmadiungen mit Großbritannien zugänglich. Die bri­
tisdien Farm er brauditen also europäischen Freihandel 
n id it zu fürditen, und audi die sdiutzbedürftigen 
A grarproduzenten im Commonwealth könnten nöti­
genfalls durdi Garantiezahlung an Stelle der beste­
henden Vorzugszölle gesichert werden.

Ein viel sdiw ierigeres Problem ergibt sidi aus den pro- 
tektionistisdien Tendenzen für die Landwirtschaft in­
nerhalb des Gemeinsamen Markts. W ollte Großbritan­
nien die Vorsdiläge für einen gemeinsamen Außen­
zolltarif oder für Einfuhrabgaben auf Agrarprodukte 
aus dritten Ländern akzeptieren, so würde es nicht 
nur auf W iderstand bei den älteren M itgliedern des 
Commonwealth, sondern audi seitens der USA und 
anderer am erikanisdier Länder stoßen, ganz abgese­

hen davon, daß eine soldie V ereinbarung grundsätz- 
lid i der britisdien Handelspolitik zuwiderliefe. Ein 
Kompromiß w äre vielleicht möglidi, wenn die Grund­
haltung der W irtsdiaftsgem einsdiaft liberaler wäre. 
Zumindest könnte man wohl den Interessen des Com­
monwealth durdi eine — notwendigerweise ziemlidi 
lange — Übergangsregelung entspredien. Hinsiditlidi 
der A grarpreise und des Produktionsvolumens sollte 
eine Abstimmung mit der W irtsdiaftsgem einsdiaft an­
gesichts der Existenz garantierter Preise und gemisdit- 
w irtsdiaftlicher A bsatzorganisationen in England leidit 
fallen. Eine protektionistisdie Abmadiung mit der 
W irtsdiaftsgemeinschaft w äre aber für die großen Ge­
treidelieferanten außerhalb Europas und andere Mit­
glieder der Freihandelsvereinigung unannehmbar. Das 
Agrarproblem präsentiert sidi also britischen Beob­
achtern heute hauptsädilidi als ein W idersprudi zwi­
schen dem Protektionismus der W irtschaftsgemein­
schaft und den Interessen dritter Länder, der England 
selbt nur indirekt angeht.

V erhandlungen erfordern  G eduld

In ihrer Beurteilung der handels- und agrarpolitischen 
Probleme stellen die britisdien Behörden zunehmen­
des Einverständnis mit ihren Partnern in der Frei­
handelsvereinigung fest, und die A ussidit auf Finn­
lands Ansdiluß an die Freihandelsvereinigung wird 
als Beweis für ihre Lebenskraft und Anpassungsfähig­
keit gedeutet. Auch die zweiseitigen Verhandlungen 
mit versdiiedenen M itgliedern der W irtschaftsgemein­
schaft zeigen, daß England dort auf Verständnis für 
seine spezifisdien Probleme rechnen kann, wie an­
dererseits auch in London die besonderen Bemühungen 
führender Persönlidikeiten in der W irtsdiaftsgem ein­
sdiaft, einen Modus vivendi rnit England zu finden, 
durdiaus anerkannt werden. In dieser H insidit er­
regte der Vorstoß des holländischen Außenministers 
und der Plan für eine A rt Kreuzung zwisdien Zoll­
union und Freihandelszone besonderes Interesse. Es 
ist aber klar, daß jede Regelung höchst komplizierte 
und zeitraubende technische V erhandlungen und sehr 
viel Geduld und guten W illen auf allen Seiten vor­
aussetzt, insbesondere auch auf der politischen Ebene. 
Bemerkenswerterweise ist Mr. Macmillan gerade hier 
in letzter Zeit als zu vorsiditig und reserviert kritisiert 
worden. N idit alle Kritiker gehen so w eit w ie Lord 
Gladwyn, der bis zum Frühjahr 1960 britischer Bot­
schafter in  Paris w ar und die Annahme der politi­
sdien Bedingungen des V ertrages von Rom als un­
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bedingte Voraussetzung ernster Verhandlungen be­
zeichnet. Manche Kritiker sehen vielleidit eine neue 
britische Initiative hauptsädilidi als takt^ches Mittel, 
Paris zu einer Präzisierung der französisdien Stellung 
zu zwingen. Zweifellos besteht ein britisdies Interesse 
daran, die Verhandlungen nidit im Sand verlaufen 
zu lassen. Andererseits könnte ein erneuter Zusam­
menprall mit Frankreidi, w ie er 1958 erfolgte, nur 
sdiaden, und es sdieint vielen britisdien Beobaditern, 
daß Paris seinen Standpunkt grundsätzlidi n id it ge­
ändert hat und die anderen Partner in der Wirtsciiafts- 
gemeinsdiaft trotz öffentlidier Betonung ihrer diver­
gierenden Ansichten Paris schließlidi folgen werden.

Unter diesen Umständen besteht audi heute noch 
in England weitgehend die Neigung, die Dinge ihrem 
natürlidien Lauf zu überlassen. Solange die Zoll- 
abstridie im Gemeinsamen M arkt und in der Frei­
handelszone parallel verlaufen und von gelegentlichen 
Konzessionen begleitet sind, so argum entiert man, ist 
eine spätere Einigung unter günstigeren äußeren Um­
ständen, etwa unter stärkerer Einflußnahme W ash­
ingtons, nidit ausgesdilossen. Die britisdien Exporteure 
könnten sdiließlidi mit ih rer Gesdiäftserfahrung im 

' Gemeinsamen M arkt ganz zufrieden sein, und wenn 
dieser sdinell w ädist und der Export der Wirtschafts- 
gemeinsdiaft in das Freihandelsgebiet m ehr stieg als 
der Ausfuhrhandel in um gekehrter Riditung, so könnte 
dies die taktische Stellung der Freihandelsvereinigung 
bei künftigen Verhandlungen nur stärken. Da die 
Freihandelsländer mindestens ein Viertel ihrer Einfuhr 
durdi Bezüge aus der W irtsdiaftsgemeinschaft dedcen 
und nur etwa ein Zehntel von ihren eigenen Partnern, be­
stehen tatsädilidi für britische Firmen innerhalb der Frei­
handelsvereinigung große M öglidikeiten, etwaige Ab­
satzeinbußen auf dem Gemeinsamen M arkt wettzu­
machen.

Stellung einzelner Industriezw eige

Unter den Industriezweigen, die von einer soldien 
Umsdialtung Nutzen ziehen könnten, befinden sidi 
vor allem die Kraftfahrzeugindustrie, Stahlwerke, 
Chemie- und Gummiwarenproduzenten, die Elektro­
industrie, Textilproduzenten und Spielwarenhersteller. 
Einige dieser Gruppen, vor allem die Automobil­
werke und die Spielzeugindustrie, sind an ein pro-

tektionistisdies Klima gewöhnt und stehen allen Plä­
nen für internationale Zusammenarbeit und Zollabbau 
mißtrauisdi gegenüber, setzen aber andererseits auf 
den wohlhabenden skandinavischen M arkt große Hoff­
nungen. W enn sie sdion auf dem Gemeinsamen M arkt 
ins H intertreffen geraten, wollen sie nicht audi ihren 
Vorteil in der Freihandelszone aufgeben. Andere, wie 
die diem isdie und die Maschinenbauindustrie, sind 
sich der Bedeutung der Freihandelspartner als Kun­
den durdiaus bewußt, wissen aber audi, daß der Zoll- 
sdiutz auf den größeren M ärkten der Freihandels­
vereinigung, vor allem in Sdiweden, im allgemeinen 
gering ist. Sie fühlen sidi andererseits leistungsfähig 
genug, audi auf dem Gemeinsamen M arkt unter fai­
ren W ettbewerbsbedingungen ihre Erzeugnisse zu an­
gemessenen Preisen abzusetzen, und möditen diese 
Chance nicht preisgeben. Gerade soldie leistungs­
fähigen und fortsdirittlidien Industriezweige sind aber 
großenteils auf das überseegesdiäft eingestellt. W enn 
sie die kontinentale Konkurrenz audi n id it fürditen, 
so drängen sie andererseits n id it auf eine positive 
Regelung des Verhältnisses zur W irtsdiaftsgem ein­
schaft, weil sie am Europagesdiäft allgemein weniger 
interessiert sind und seine M öglidikeiten vielleicht 
audi noch untersdiätzen. In der diem isdien Industrie 
hat sich das Europagesdiäft in  den letzten Jahren 
besser entwickelt als das überseegesdiäft, und zwar 
in beiden RicJitungen. Man betrachtet hier Zollfragen 
als nebensächlidi, Zusammenarbeit zwisdien Groß­
firmen und den beiden W irtschaftsgruppen dagegen 
als äußerst wichtig und erfolgversprechend.

W eniger leistungsfähige britische Industrien, die Grund 
haben, die kontinentale Konkurrenz zu fürchten, malen 
ein düsteres Bild von den Gefahren, die ihnen von 
einem allgemeinen Zollabbau drohen. Zu ihnen ge­
hören die am Schiffbau interessierten Firmen, deren 
M ethoden zum Teil auf alle Fälle dringend der Kor­
rek tur bedürfen. Die Baumwollindustrie, die vor nicht 
allzu langer Zeit gänzlich im protektionistischen Lager 
stand, fühlt sich dagegen heute etwas sicherer. Auch 
der staatliche Kohlenbergbau w äre nach Vollendung 
seiner M odemisierungs- und Rationalisierungspro­
gramme an einer Ausweitung des Europageschäfts in 
Zusammenarbeit mit der Montanunion interessiert. Für 
Zollabbau und jede A rt von Verbindung mit dem
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Gemeinsamen M arkt sind die britischen Industrie­
zweige, deren Erzeugnisse ohnehin verschärfter Kon­
kurrenz aus Skandinavien und der Schweiz ausgesetzt 
sind, wie Zellstoff und Papier, Möbel und Uhren, 
Schokolade und andere Genußmittel. Angesichts der 
natürlichen und historischen Vorteile, die diese Län­
der ihnen gegenüber besitzen, werden sie auf alle 
Fälle auf dem heimisdien M arkt einen sdiw eren Stand 
haben. Ä hnlidi ist die Lage der englisdien Leder- 
und kosm etisdien Industrien gegenüber den Ländern 
der W irtsdiaftsgem einsdiaft. Sie stehen daher Einfuhr­
erleiditerungen im Rahmen eines Übereinkommens mit 
dieser feindlidi gegenüber.

D ie Form  d er  Z usam m enarbeit

Es muß jedodi betont werden, daß zwar alle b riti­
sdien Industrien sorgfältig untersudit haben, wie ihre 
besonderen Interessen durdi die versdiiedenen Vor­
schläge für Zusammenarbeit mit der W irtsdiaftgemein- 
sdiaft berührt werden, daß aber kaum eine endgültig 
Stellung bezogen hat. Es ist durdiaus möglich, daß 
ihre Schwierigkeiten, insoweit sie auf einem Kosten- 
vorsprung kontinentaler Fabrikanten beruhen, in dem 
Maße verschwinden werden, wie Löhne und Sozial­
leistungen in den ärm eren Ländern des Gemeinsamen 
M arktes auf den Stand der reicheren gehoben wer­
den. Eine solche Anhebung des Lebensstandards in den 
ärm eren Ländern Europas erscheint manchen Kennern 
der Materie, die einen Überblick über die gesamte In­
dustrie Großbritanniens besitzen, wie Mr. Tuke, Vor­
standsvorsitzer von Barclays Bank, unerläßlich. Eine 
Anhebung der Lohnsätze im Gemeinsamen M arkt 
würde auch die Bedenken der britischen Gewerk­
schaften zu zerstreuen helfen.

W as die Form der Zusammenarbeit mit der W irt­
schaftsgemeinschrift anbetrifft, so denkt man heute 
in England wie in anderen Ländern der Freihandels­
vereinigung an eine Verbindung von Zollunion und 
Freihandelszone, w ie sie auch von Prof. Müller-Armack 
empfohlen wurde. Eine politische Verbindung der Frei­
handelsvereinigung als solcher mit der Gemeinschaft 
ist natürlich unmöglich, da Finnland und Österreich 
ihre Beziehungen mit der Sowjetunion und die Schweiz 
und Schweden ihre traditionelle N eutralität hüten 
müssen. Für die Pflege der politischen Beziehungen 
Großbritanniens mit der Wirtschaftsgemeinschaft gibt 
es verschiedene Möglichkeiten; London will jedoch 
weder einem Direktorium angehören noch sich einem 
solchen unterordnen. Politische Rücksichten auf das 
Commonwealth und das nordatlantische Bündnis schlie­
ßen aber natürlich verstärkte wirtschaftliche Bindun­
gen nicht aus. Im Gegenteil scheint es britischen Be­
obachtern, daß die großen Möglichkeiten und Auf­
gaben außerhalb Europas ein Grund mehr sind, eine 
Lösung zu suchen, die W esteuropa als Ganzes stärkt.

Die britische Regierung stützt sich grundsätzlich auf 
die vom GATT vertretene Meinung, daß die Integra­
tion und Föderation nationaler W irtschaften zur Han­
delsliberalisierung beitragen können, w enn sie nicht 
zu Vorzugsbehandlung für die Teilnehmer und zusätz­
lichen Schranken nach außen führen. Zollunionen und 
Freihandelszonen müssen gleichermaßen danach be­
u rteilt werden, ob sie dem W elthandel dienen oder 
Abbruch tun. Der W ert einer Zollunion zwischen der 
W irtschaftsgemeinschaft und der Freihandelsvereini­
gung, bzw. des korporativen Beitritts der ersteren zur 
letzteren, w ürde demnach in  der Senkung der Innen- 
und auch Außenzölle liegen. Großbritannien wäre 
grundsätzlich bereit, seine eigenen Schutzzölle im 
Sinne des Müller-Armackschen Vorschlages parallel 
zu dem Außenzolltarif für den Gemeinsamen M arkt 
zu senken. Ebenso w erden seine Vorschläge für all­
gemeine Vorzugszölle für Rohstoffe als interessanter 
Diskussionsbeitrag gewertet, und das grundsätzliche 
Ziel eines allmählichen Abbaus d er Zölle zwischen den 
Sechs und Sieben w ird natürlich bejah t und begrüßt. 
Ob ein solch w eitgehender Plan un ter den obw alten­
den Umständen international Aussicht auf Annahme 
hätte, ist natürlich eine andere Frage. Bis vor kurzem 
glaubte man jedenfalls in London, daß man für die 
Verminderung der gegenseitigen Diskriminierung prak­
tisch mehr durch Ausarbeitung einer Anzahl von 
ad-hoc-Vereinbarungen erreichen würde, aber auch 
in dieser Hinsicht scheint sich ein W andel anzubahnen.

Die der W esteuropäischen Union vorgetragenen V or­
schläge zeigen tatsächlich einen grundsätzlichen W ech­
sel in der britischen Stellung an, wie auch offiziell 
betont wird. Ein gemeinsamer oder „harm onisierter” 
Außenzolltarif w äre für Großbritannien danach an­
nehmbar, wenn die W irtschaftsgemeinschaft ihm h in­
sichtlich der Agrar- und Commonwealth-Schwierig­
keiten entgegenkommt. Er w ürde aber, um Opposition 
außerhalb Europas zu vermeiden, ziemlich niedrig lie­
gen müssen, insbesondere für typische Produkte der 
Entwicklungsländer, die unter keinen Umständen den 
Eindruck gewinnen dürfen, daß europäische Staaten 
ihrem Außenhandel Schwierigkeiten bereiten. England 
seinerseits b ietet Zugeständnisse hinsiditlich seiner 
Vorzugszölle im Commonwealth an und kom m t damit 
den in bilateralen Besprechungen von deutscher und 
italienischer Seite vorgetragenen W ünschen entgegen. 
Die britische Initiative entspricht auch schweizerischen 
und schwedischen Ideen, schließt aber nicht notw en­
digerweise alle Freihandelsländer ein. Auf alle Fälle 
öffnet sie neue W ege für V erhandlungen und ist auch 
m it den Bestrebungen für eine allgem eine Zollsenkung 
im Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom­
mens (GATT) vereinbar. Aus all diesen Gründen w er­
den auf sie in London große Hoffnungen gesetzt.
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